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3 0 1 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 11. Juli
1972, mit der statistische Erhebungen über
die Auftragsbestände und die Auftragsein-
gänge in der Industrie angeordnet werden

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesstatistik-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird verordnet:

§ 1. Für das gesamte Bundesgebiet sind im
Bereich der Industrie laufende Erhebungen über
Auftragsbestände und Auftragseingänge durch-
zuführen.

§ 2. (1) Die Erhebungen erstrecken sich auf alle
der Sektion Industrie der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft angehörenden Betriebe
mit 50 und mehr unselbständig Beschäftigten
mit Ausnahme der Betriebe des Bergbaues und
jener der Fachverbände der Erdölindustrie, der
Filmindustrie, der Sägeindustrie, der Nahrungs-
und Genußmittelindustrie sowie der Gas- und
Wärmeversorgungsunternehmungen.

(2) Meldepflichtig gemäß § 2 Abs. 1 für sämt-
liche Berichtsmonate eines Kalenderjahres sind
jene Industriebetriebe, die in der Monatsmeldung
gemäß § 5 lit. a und b der Verordnung des
Bundesministers für Handel, Gewerbe und Indu-
strie vom 4. November 1969, BGBl. Nr. 406,
mit der statistische Erhebungen über den Stand
und die Entwicklung der industriellen Güter-
erzeugung angeordnet werden, für den Berichts-
monat September des Vorjahres 50 und mehr
unselbständig Beschäftigte ausgewiesen haben.

§ 3. Die Erhebung der Auftragsbestände
und der Auftragseingänge hat monatlich zu er-
folgen und sich auf folgende Erhebungsmerkmale
zu erstrecken:

a) Name und Standort des Betriebes;
b) Unternehmenszugehörigkeit;
c) Schillingwert der Auftragseingänge im

Berichtsmonat, getrennt nach Inlands- und
Auslandsaufträgen;

d) Schillingwert der Auftragsstornierungen
im Berichtsmonat, getrennt nach Inlands-
und Auslandsaufträgen;

e) Schillingwert aller am Ende des Berichts-
monats gänzlich oder teilweise noch offenen
Aufträge, getrennt nach Inlands- und
Auslandsaufträgen.

§ 4. (1) Die Durchführung der Erhebungen
obliegt dem Österreichischen Statistischen Zen-
tralamt.

(2) Die Erhebungen haben gemeinsam mit
jenen gemäß § 5 lit. a und b der im § 2 Abs. 2
genannten Verordnung zu erfolgen.

§ 5. Im übrigen sind die Bestimmungen des
§ 2 Abs. 2 sowie der §§ 3, 7 und 8 lit. a der in
§ 2 Abs. 2 genannten Verordnung sinngemäß
anzuwenden.

§ 6. Diese Verordnung tritt am 1. Ok-
tober 1972 in Kraft.

Staribacher

3 0 2 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 11. Juli 1972 be-
treffend die Verwendung von Geldbußen

Auf Grund des § 91 Abs. 4 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, sowie des § 15 Abs. 2
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des Heeresdisziplinargesetzes, BGBl. Nr. 151/
1956, wird verordnet:

Geldbußen, die nach § 90 Abs. 1 lit. b der
Dienstpragmatik über Beamte im Bereiche des
Bundesministeriums für Landesverteidigung
oder nach § 13, § 72, § 79, § 80 oder § 82
des Heeresdisziplinargesetzes über Heeresange-
hörige verhängt werden, sind an die „Vereinigten
altösterreichischen Militärstiftungen" zu über-
weisen.

Lütgendorf

3 0 3 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 17. Juli 1972 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der A 9 Pyhrn Autobahn im Bereich der
Gemeinden St. Michael in Obersteiermark,

Übelbach und Deutschfeistritz

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verord-
net:

Der Straßenverlauf der A 9 Pyhrn Autobahn
wird im Bereich der Gemeinden St. Michael in
Obersteiermark, Übelbach und Deutschfeistritz
wie folgt bestimmt:

Das zu bauende Teilstück der Pyhrn Autobahn
beginnt beim Knoten St. Michael in Obersteier-
mark, dem Kreuzungspunkt mit der künftigen
Murtalschnellstraße, und steigt sodann nach Über-
querung der Mur in südlicher Richtung im soge-
nannten Lainsachtal zum Nordportal des „Glein-
almtunnels" an. Das Gleinalmmassiv wird mit
einem zirka 8300 m langen Tunnel unterfahren.
Vom Südportal erfolgt der Abstieg im engen,
teilweise schluchtartigen Kleintalgraben ins Übel-
bachtal und in weiterer Folge über Übelbach nach
Deutschfeistritz, wo das Murtal wieder erreicht
wird.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus den
beim Bundesministerium für Bauten und Technik,
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
und bei den Gemeinden St. Michael in Ober-
steiermark, Übelbach und Deutschfeistritz auf-
liegenden Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf die vorangeführte
Straßentrasse Anwendung. Die Grenzen des Bun-
desstraßenbaugebietes sind aus den aufliegenden
Planunterlagen ersichtlich.

Moser

3 0 4 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 26. Juli 1972 zur Durch-
führung des Hagelversicherungs-Förderungs-
gesetzes (Hagelversicherungs-Förderungsver-

ordnung 1972)

Auf Grund der §§2 und 6 des Hagelversiche-
rungs-Förderungsgesetzes, BGBl. Nr. 64/1955, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 186/
1961 und BGBl. Nr. 289/1963 wird verord-
net:

Der Hundertsatz, um den die vertragsmäßigen
Hagelversicherungsprämien für das Wirtschafts-
jahr 1972 verbilligt werden, wird unter Zu-
grundelegung der vom Bund und dem einzelnen
Bundesland gewährten Beihilfe festgesetzt wie
folgt:

Androsch

3 0 5 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 26. Juli 1972 über die Aufhebung des
ersten Satzes des § 3 Abs. 2 GSPVG durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 29. Juni 1972, G 9/72-8 — dem
Bundeskanzleramt zugestellt am 14. Juli 1972 —
den ersten Satz des § 3 Abs. 2 des Bundes-
gesetzes vom 18. Dezember 1957, BGBl. Nr. 292,
über die Pensionsversicherung der in der ge-
werblichen Wirtschaft selbständig Erwerbs-
tätigen (Gewerbliches Selbständigen-Pensions-
versicherungsgesetz — GSPVG) in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 14/1962 und 447/
1969 als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Mai 1973 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky
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3 0 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 26. Juli 1972 über die Aufhebung des
zweiten Satzes des § 3 Abs. 2 GSPVG durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 29. Juni 1972, G 22/72-7 —
dem Bundeskanzleramt zugestellt am 14. Juli
1972 — den zweiten Satz des § 3 Abs. 2 des

Bundesgesetzes vom 18. Dezember 1957, BGBl.
Nr. 292, über die Pensionsversicherung der in
der gewerblichen Wirtschaft selbständig Erwerbs-
tätigen (Gewerbliches Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz — GSPVG) in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 14/1962, 447/1969 und
288/1971 als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. Mai 1973 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky

307.

(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 35/72
2. Juni 1972

Original: Englisch

UNGÜLTIGERKLÄRUNG VON ORIGINAL-
ZEUGNISSEN, DIE ALS IM MONAT MAI 1972
IN VERLUST GERATEN GEMELDET WUR-

DEN

Der Exekutivdirektor empfiehlt sich den Mit-
gliedern und ersucht gemäß der in Dokument
ED Controls 28/72 festgelegten Vorgangsweise
um Beachtung der angeschlossenen Liste über
Originalzeugnisse, die als im Monat Mai 1972 in
Verlust geraten gemeldet wurden.

2. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zollbe-
hörden und ausstellenden Stellen dahingehend zu
informieren, daß die Gültigkeit der angeführten
Zeugnisse aufgehoben wurde und diese daher für
den Import von Kaffee, für die Gutschreibung
auf ein Transitmarkenkonto oder zur Ausstel-
lung von Teilzeugnissen nicht angenommen wer-
den dürfen.
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